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Beratungsgegenstand 

1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 51a "Gewerbegebiet zwischen Schützen- und 
Feldstraße" 
hier: Aufstellungsbeschluss gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) i.V.m. 
§ 13 a BauGB und öffentliche Auslegung gemäß § 13 a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 13 Abs. 2 und 3 
BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB 
 
    
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planen und Bauen beschließt gemäß §§ 1 Abs. 8 und 2 Abs. 1 Baugesetzbuch 
(BauGB), die 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 51a „Gewerbegebiet zwischen Schützen- und 
Feldstraße“ der Stadt Ochtrup im beschleunigten Verfahren gemäß § 13 a BauGB ohne 
Durchführung einer Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB aufzustellen.  
 
 
Die gemäß § 13 a Abs. 2 BauGB i.V.m. § 13 Abs. 2 Ziffer 2 und 3 BauGB erforderliche Beteiligung 
der Öffentlichkeit erfolgt durch Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und die Beteiligung der berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange durch Einholung von Stellungnahmen nach § 
4 Abs. 2 BauGB. 
 
Wesentliches Ziel dieses Bauleitplanverfahrens ist die Erhöhung des Maßes der baulichen Nutzung. 
 
Der Geltungsbereich ist im anliegenden Plan gekennzeichnet und wird wie folgt begrenzt: 
 
Im Norden durch die Schützenstraße tlw., 
 
im Osten durch die östlichen Grenzen der Flurstücke 379 und 380, 
 
im Süden durch die Feldstraße tlw., 
 
im Westen durch die westliche Grenze des Flurstücks 208. 
 
Die angegebenen Flurstücke und Straßen liegen in der Flur 54 der Gemarkung Ochtrup. 
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Der Bebauungsplan Nr. 51a soll in der Weise im beschleunigten Verfahren geändert werden, dass 
 

• die Grundflächenzahl auf 0,8 und die Geschossflächenzahl auf 1,6 erhöht wird. Die maximale 
Gebäudehöhe wird auf 10,50 m angehoben.

 
Sachdarstellung: 
 
Der Rat der Stadt Ochtrup hat in seiner Sitzung am 06.11.2025 einem entsprechenden Antrag auf 
Befreiung von den Festsetzungen des Bebauungsplanes zugestimmt und die Verwaltung beauftragt, 
den Bebauungsplan unter Berücksichtigung dieser Höhenentwicklung zu ändern. Nach Erarbeitung 
der erforderlichen Unterlagen kann nun der Aufstellungsbeschluss gefasst werden. 
 
Umweltrelevanz: 
 
Mit dieser Planung wird nicht die Zulässigkeit von Vorhaben vorbereitet oder begründet, die einer 
Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es bestehen keine 
Anhaltspunkte für die Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 und 7, Buchstabe b, BauGB benannten 
Schutzgüter. 
 
Haushaltsrechtliche Beurteilung: 
 
Haushaltsmittel zur Durchführung des Planverfahrens stehen unter dem Untersachkonto 
61000.65500 (Sachkosten der Bauleitplanung) zur Verfügung. 
 
Generationengerechtigkeit: 
 
Die bessere Ausnutzung vorhandener Gewerbeflächen ist für die Erhaltung und die Erweiterung von 
Gewerbebetrieben wichtig und sichert somit Arbeitsplätze für heutige und künftige Generationen. 
  
 
Im Auftrage: 
 
 
Korten
 
 


